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			Einladung

			Tagesordnung zur Mitgliederversammlung der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e. V. am 29. Mai 2017 

			Veranstaltungsort: Hospitalhof | Elisabeth und Albrecht Goes-Saal Haupteingang | Büchsenstraße 33 | 70174 Stuttgart

			Ab 10 Uhr Registrierung und Informationen aus den Abteilungen und Projekten

			Beginn: 10.30 Uhr

			1. Begrüßung 

			2. Wahl eines Protokollführers/einer Protokollführerin

			3. Annahme der Tagesordnung

			4. Wahl einer Mandatsprüfungskommission zur Feststellung der Beschlussfähigkeit

			5. Genehmigung des Protokolls der Mitgliederversammlung vom  21. Juni 2016

			6. Bericht des Verwaltungsrats

			7. Bericht des Vorstands

			7.1 Geschäftsbericht 2016

			7.2 Verwendungsnachweis 2016

			8. Bericht des Rechnungsprüfers

			9. Aussprache zu den Berichten

			10. Entlastung

			10.1 des Verwaltungsrats

			10.2 des Vorstands

			11. Genehmigung des Wirtschaftsplans 2018

			12. Satzungsänderung und weitere Anträge

			13. Klartext: Lebensmittel und Ernährung

			14. Verschiedenes

			Alle fördernden Mitglieder der Verbraucherzentrale sind zur Teilnahme an der Mitgliederversammlung herzlich eingeladen.(Satzung § 4)

			Das Recht Anträge zu stellen und zu wählen, haben jedoch nur die Vertreterinnen und Vertreter der ordentlichen Mitglieder.(Satzung § 8)

			Anmeldung:

			Bitte bis spätestens Montag, den 15. Mai 2017, per Telefon, Fax oder E-Mail an Ihre Ansprechpartnerin Frau Loose

			Neue Beratungsstelle in Schwäbisch Hall eröffnet 

			Am 16. März wurde, nach der Beratungsstelle in Reutlingen im Oktober 2016 (wir berichteten), eine weitere neue Beratungsstelle der Verbraucherzentrale in Schwäbisch Hall eröffnet. Damit baut die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg das Netz ihrer Beratungsstellen weiter aus: Ab dem 16. März können sich Verbraucher aus Schwäbisch Hall und den umliegenden Städten und Kreisen vor Ort unabhängig beraten lassen und sich zu verschiedenen Verbraucherthemen informieren.

			„Wir freuen uns, dass wir mit der Beratungsstelle in Schwäbisch Hall eine Lücke im Nordosten Baden-Württembergs schließen können,“ sagte Cornelia Tausch, Vorstand der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg anlässlich der Eröffnungsfeier am 16. März. Tausch stellte die Aufgaben einer Verbraucherberatungsstelle und deren Mehrwert für die Bürgerinnen und Bürger heraus. Neben der Beratung würden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor Ort beispielsweise auch als Ansprechpartner für Kooperationen mit regionalen Vereinen und Verbänden oder für Veranstaltungen und Vorträge zur Verfügung stehen. Die anderen Redner, darunter die Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch (Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz) und der Oberbürgermeister von Schwäbisch Hall, Hermann-Josef Pelgrim, waren sich einig: Die Verbraucherzentrale vor Ort ist ein Gewinn für die Bürgerinnen und Bürger aus Schwäbisch Hall und Umgebung. Der Verwaltungsratsvorsitzende der Verbraucherzentrale Baden-Württemberg, Nikolaos Sakellariou betonte, dass eine unabhängige Beratung heute wichtiger sei denn je. 

			Thematisch hat die Verbraucherzen­trale in Schwäbisch Hall ihre Schwerpunkte im Bereich Telekommunikation, Internet und Verbraucherrecht sowie im Bereich Altersvorsorge. Die Beratung umfasst ein breites Spektrum an Verbraucherthemen. Die Beratung in Schwäbisch Hall hilft ab dem 16. März weiter, wenn es beispielsweise um Probleme mit einem Mobilfunkanbieter oder um Ärger mit einem Reiseveranstalter oder ­einem Fitnessstudio geht. In den nächsten Wochen wird das Angebot dann noch um eine unabhängige Beratung zu Altersvorsorge und Immobilienfinanzierung sowie um eine Fach- und Rechtsberatung zu Finanzthemen ergänzt. Auch die Energieberatung der Verbraucherzentrale zieht demnächst von der Stadtbibliothek in die Beratungsstelle um.

			Verbraucherzentrale Baden-Württemberg e. V.Beratungsstelle Schwäbisch Hall, Steinerner Steg 5, 74523 Schwäbisch Hall

			Info- und Termintelefon: (0711) 66 91 10 info@vz-bw.de, www.vz-bw.de/schwaebisch-hall 

			Öffnungszeiten: Di 10–13 Uhr | Do 14–17 Uhr Beratung nach Terminvereinbarung auch außerhalb der Öffnungszeiten

			Kommentar: Bundesgerichtshof entscheidet gegen Verbraucher

			Der Bundesgerichtshof (BGH) hat Verbrauchern vertraglich vereinbarte Rechte aus ihrem Bausparvertrag genommen. Das war falsch, nicht nur weil der Grundsatz, dass Verträge einzuhalten sind, schwer erschüttert wurde. Von einem Kündigungsrecht der Bausparkasse war in den Verträgen schließlich nie die Rede. Es war auch falsch, weil der BGH den Kunden implizit vorgeworfen hat, ihren Vertrag als Sparanlage zu missbrauchen. Verbraucher, die das vereinbarte Recht auf Sparzinsen, Bonuszinsen und Vertragsfortsetzung nach Zuteilung ausüben, missbrauchen ihren Vertrag aber nicht, schon gar nicht zu Lasten ­irgendeines Bausparkollektivs. Sie nehmen Rechte wahr, welche die Bausparkasse ihnen eingeräumt hatte. Rechte, welche nicht die Kunden vorformuliert haben, sondern die Anbieter, mit dem Segen der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin). Das Urteil war auch deshalb falsch, weil der BGH die Argumentation der Bausparkassen übernommen hat, wonach der Zweck eines Bausparvertrages stets die Erlangung eines Bauspardarlehens sei. Dieser Zweck geht vollkommen an der Realität im Vertrieb dieser Produkte vorbei: Bausparkassen haben Bausparverträge schon immer als Sparverträge beworben und verkauft. Wenn der Vorstand einer Bausparkasse sich damit brüstet, er hätte den „Renditeknaller“ im Angebot, kann man den Kunden nicht vorwerfen, die Renditeerzielung zum Vertragszweck zu erklären. Wenn eben diese Renditeerzielung Vertragszweck ist, dann ist die Zuteilungsreife unerheblich und somit auch ein Kündigungsrecht, welches darauf begründet ist. Ob der BGH den Eigentümern der Bausparkassen kurzfristig einen großen Gefallen getan hat, wird sich zeigen. Der Aktienwert der Wüstenrot und Württembergische AG stieg mit der Verkündung des Urteils am 21. Februar 2017 um 15 Uhr um rund 60 Millionen Euro in die Höhe. In der Woche darauf löste sich der Kursanstieg fast vollständig in Luft auf. 

			Der Vertrauensverlust wird sich erst allmählich bemerkbar machen.

			Niels Nauhauser Abteilungsleiter Altersvorsorge, Banken, Kredite

			Lesen Sie mehr dazu auf Seite 2.

			Bundesgerichtshof lässt Kündigung von Bausparverträgen zehn Jahre nach Zuteilungsreife zu

			In zwei Urteilen hat der BGH (Aktenzeichen: BGH, XI ZR 272/16 und XI ZR 185/16) entschieden, dass die beklagte Bausparkasse Bausparverträge nach § 489, Absatz 1 Nr. 2 BGB kündigen durfte, da diese schon seit zehn Jahren zuteilungsreif sind. 

			Das Gericht argumentierte, dass der Zweck eines Bausparvertrages sei, Anspruch auf ein Bauspardarlehen zu erlangen. Diese Zweckbindung, die sich aus der Präambel eines Bausparvertrages ergäbe, ist zentral für die weitere Argumentation des Gerichts. In der Ansparphase handelt es sich bei einem Bausparvertrag allerdings ebenfalls um einen Darlehensvertrag, allerdings des Bausparkunden an die Bausparkasse. Dieser Darlehensvertrag sei den Regeln für das Darlehensrecht nach dem BGB unterworfen. Deshalb sei § 489 Abs. 1 Nr. 2 BGB anwendbar. Diese Vorschrift aus dem Darlehensrecht besagt, dass dem Darlehensnehmer (hier: der Bausparkasse) zehn Jahre nach dem vollständigen Empfang des Darlehens ein Kündigungsrecht zusteht. Der für die Kündigung erforderliche „vollständige Empfang des Darlehens“ sei laut BGH bei Bausparverträgen mit erstmaliger Zuteilungsreife eingetreten. Zuteilungsreife bezeichnet den Zeitpunkt, ab dem der Verbraucher sich das Recht auf ein Bauspardarlehen erworben hat. In der Regel hat der Sparer dann ein bestimmtes Mindestguthaben angespart und eine Mindestvertragslaufzeit erfüllt. Möchte der Verbraucher aber noch kein Darlehen abrufen, wird der Vertrag fortgesetzt. Auch eine spätere Darlehensaufnahme ist vertragsgemäß möglich und ausdrücklich vorgesehen. Ein Kündigungsrecht der Bausparkasse sehen die Verträge in der Ansparphase regelmäßig nicht vor, solange der Bausparer seinen vertraglichen Verpflichtungen nachkommt, also die Regelsparrate bezahlt. 

			Verbraucher hatten also vertraglich ausdrücklich das Recht, das Guthaben stehen zu lassen, um weiterhin die Guthabenzinsen zu erhalten. Nach der Entscheidung des BGH müssen sie nun aber damit rechnen, dass die Bausparkasse zehn Jahre nach Zuteilungsreife den Vertrag kündigen wird. 

			Ist das Urteil auf alle Bausparverträge anwendbar? Das wird zu entscheiden sein. Einige Bausparkassen haben in der Vergangenheit damit geworben, dass ihre Kunden den Bausparvertrag auch allein zum Sparen verwenden können (siehe Werbung). Es bleibt abzuwarten, ob es in Zukunft gelingen wird, Gerichte davon zu überzeugen, dass nicht bei jedem Bausparvertrag das spätere Darlehen der einzige Vertragszweck war. Wie kann das gelingen? In  vielen Fällen wird dies schwierig. Denkbar ist beispielsweise, dem Gericht eindeutige Werbeunterlagen oder Beratungsnotizen vorzulegen. Wurde der Vertrag Minderjährigen verkauft, wäre die Darlehenserlangung ebenfalls zweifelhaft.

			Was Bausparer aktuell noch wissen sollten

			Ein Kündigungsrecht ist allgemein unstrittig, wenn der Bausparvertrag voll bespart oder gar überspart ist. Das heißt, wenn die vertraglich vereinbarte Bausparsumme allein durch Sparleistungen und Zinsen des Bausparers erreicht beziehungsweise überschritten ist.

			Kündigt die Bausparkasse bereits vor Ablauf von zehn Jahren ab Zuteilung und stützt sie sich auf die §§ 313, 314 BGB, sollten Kunden sich wehren. Die für eine solche Kündigung erforderliche Störung der Geschäftsgrundlage beziehungsweise der wichtige Kündigungsgrund liegen nach Auffassung der Verbraucherzentrale nicht vor. 

			Zahlreiche Bausparkassen unterbreiten ihren Kunden vermeintlich attraktive Alternativangebote, welche bei näherem Hinsehen aber nur für die Bausparkasse attraktiv sind, nicht für den Kunden.

			Einige Bausparkassen haben neue Entgelte eingeführt. Kunden können den Entgelten widersprechen, wenn sie sich rechtzeitig bei ihrer Bausparkasse melden. Gegen die Einführung einer sogenannten jährlich anfallenden Servicepauschale hat die Verbraucherzentrale Sachsen bereits Klage eingereicht.

			Weitere Informationen zu Ihren Rechten finden Sie auf unserer Homepage in unserem umfangreichen Text zu Bausparkassen. Dort halten wir unter anderem einen Musterbrief für Sie bereit.

			Werbebeispiele

			„Sicher und gut verzinst: Ideal Bausparen – Rentabel.Wenn Sie gezielt Kapital ansparen möchten, bieten wir Ihnen mit Ideal Bausparen – Rentabel eine Tarifvariante, mit der Sie Ihr Geld gewinnbringend und sicher anlegen können:“ (Hervorhebungen im Original)

			(Aus einem Werbeflyer der Bausparkasse Wüstenrot)

			„Attraktiv mit Optionen: Ideal Bausparen – Flexibel.

			Mit Ideal Bausparen – Flexibel wählen Sie eine Tarifvariante, die sich schnell und problemlos an Ihre Bedürfnisse anpasst. Ob Sie zu attraktiven Konditionen sparen oder günstig finanzieren möchten, bleibt so jederzeit Ihnen überlassen.“ (Hervorhebungen im Original)

			(Aus einem Werbeflyer der Bausparkasse Wüstenrot)

			„Wir haben den Renditeknaller“ (Reinhard Wagner, ehemaliger Vorstandsvorsitzender der BHW Bausparkasse in einem Interview mit dem Magazin Cash | Ausgabe 6/1997).

			„Ganz gleich, welche Wünsche und Ziele Sie verfolgen… renditestark sparen und die zweifache staatliche Förderung ausschöpfen“

			(Aus einer Werbebroschüre der HUK-COBURG-Bausparkasse | 03/2004)

			Unterrichtsmaterial zur Umsetzung der Leitperspektive Verbraucherbildung 

			Verbraucherbildung für Schulanfänger

			Auch in die Bildungspläne der Grundschule haben die Leitperspektiven, unter anderem die Verbraucherbildung, Einzug gehalten. Obwohl Schulanfänger eigentlich noch keine Verbraucher im rechtlichen Sinne (§ 13 BGB) darstellen, sind sie Zielgruppe der Unternehmen. Zudem können sie ab dem vollendeten siebten Lebensjahr in beschränktem Rahmen Rechtsgeschäfte tätigen (vor allem unter bestimmten Bedingungen Kaufverträge abschließen).

			Daher ist es wichtig, bereits Kinder im Grundschulalter frühzeitig an Verbraucherthemen heranzuführen, um die Entwicklung ihrer wirtschaftlichen Selbstbestimmung zu fördern. Da Schülerinnen und Schüler in der ersten Klasse jedoch erst einmal Schreib- und Lesekompetenzen erwerben müssen, stellt die Umsetzung der Leitperspektive Verbraucherbildung eine eigene Herausforderung dar.

			Mit Hilfe von Wimmelbildern können die Schüler und Schülerinnen auch ohne diese Kompetenzen – anhand einer ihnen vertrauten Alltagssituation – verschiedene Verbrauchersituationen kennenlernen. 

			Das Bild „Ein Tag im Freibad“ kann zum Beispiel im Fach Kunst und Werken, aber auch in Mathematik oder im Sachunterricht eingesetzt werden.

			Es bietet Gesprächsanlässe für die schülergemäße Behandlung von Themen der Verbraucherbildung: das Ausleihen oder Kaufen von Luftmatratzen, der Kauf von Speisen am Freibadkiosk sowie das Bezahlen des Eintritts an der Kasse oder auch die mit Pfand belegte Benutzung von Schließfächern. 

			Im Bild finden sich außerdem Handlungsalternativen wie zum Beispiel das Mitbringen von Speisen und Getränken. Des Weiteren üben Schülerinnen und Schüler anhand von Anbieterregeln (Freibad) als Beispiel das Hinterfragen von Regeln. Initiiert werden die Gespräche über die abgebildeten Verbrauchersituationen mit Hilfe impulsgebender Leitfragen. Die Arbeit mit dem Wimmelbild stellt so eine altersgerechte Methode dar, um Grundschülern und Grundschülerinnen erste Verbraucher­kompetenzen zu vermitteln, auf die in der weiteren Schullaufbahn aufgebaut werden kann.

			Unterrichtsmaterial zur Umsetzung der Leitperspektive ­Verbraucherbildung 

			Tausche kiloweise Nutella gegen Fußball

			Ob zu sportlichen Großereignissen wie zum Beispiel zur Fußballeuropameisterschaft 2016 oder zu Film­premieren beliebter Filmreihen wie den Star-Wars-Filmen: Viele Firmen nutzen solche Gelegenheiten, um mit Sammelaktionen und entsprechendem Marketing ein Stück vom großen Hype abzubekommen. So wird es voraussichtlich auch wieder im kommenden Jahr zur Fußballweltmeisterschaft die eine oder andere Zugabe für den Kauf von Nussnougatcreme oder das eine oder andere Sammelbild zur Haselnusstafel geben. 

			In erster Linie werden mit solchen Sammelaktionen Kinder und Jugendliche angesprochen. Hintergrund dieser Ansprache ist deren hohe Sammelleidenschaft und relative Unerfahrenheit bei der Einschätzung solcher Aktionen.

			Um Kindern und Jugendlichen die Einschätzung dieser Sammelaktionen zu erleichtern, setzen wir uns mit Werbung, die Kinder und Jugendliche anspricht, auseinander und erstellen Unterrichtsmaterial, das deren Wahrnehmung und Bewertung von Werbung im Allgemeinen und von Sonderaktionen im Speziellen schult. 

			Im Mathematikunterricht setzen sich Schülerinnen und Schüler anhand der Materialien „Aktionspunkteproblem“ und „Das Sammelkartenproblem“ damit auseinander, wieviel vom angepriesenen Produkt gekauft werden muss, um die beworbene Zugabe zu bekommen oder ein Sammelalbum vollständig zu füllen. 

			Im Deutschunterricht beschäftigen sich die Schülerinnen und Schüler im Rahmen des Materials „Aktionspunkte“ mit einer Onlinewerbekampagne für eine Sammelaktion. Sie analysieren dabei, mit welchen sprachlichen Mitteln Werbung arbeitet und welche Ziele damit verfolgt werden. 

			Es ist unser Anliegen, mit diesen Unterrichtsmaterialien dazu beizutragen, dass Schülerinnen und Schüler die ­Kompetenz entwickeln können, die Beeinflussung durch an sie ­adressierte Werbung zu erkennen, um als Verbraucherinnen und Verbraucher selbstbestimmte Entscheidungen treffen zu können.

			Private Pflegezusatzversicherung – Änderungen durch das Pflegestärkungsgesetz II

			Seit Beginn 2017 gibt es mehr Geld im Pflegefall – in der Pflegepflichtversicherung und auch bei privaten Pflegezusatzversicherungen. Dies ist auch dringend notwendig geworden. Denn die Kosten, die im Pflegefall auf die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen zukommen, sind auch in den letzten Jahren gestiegen und können eine enorme finanzielle Belastung darstellen. 

			Das Pflegestärkungsgesetz II regelt nicht nur die höheren Versicherungsleistungen, sondern gibt auch vor, dass es nun nicht mehr drei Pflegestufen, sondern fünf Pflegegrade gibt und dass für die Begutachtung der Pflegebedürftigkeit jetzt eine andere Vorgehensweise gilt. Stand bisher im Vordergrund, wie viele Minuten Hilfeleistungen jemand benötigte, so ist nun der Grad der noch bestehenden Selbstständigkeit Beurteilungsmaßstab. Dabei wird beispielsweise berücksichtigt, inwieweit eine Person noch mobil ist und sich selbst versorgen kann, wie sie mit krankheitsbedingten Belastungen umgeht, ob kommunikative Fähigkeiten eingeschränkt und soziale Kontakte beeinträchtigt sind. 

			Diese Vorgaben betreffen direkt die gesetzliche Pflegepflichtversicherung und indirekt auch die private Pflegezusatzversicherung. Dabei macht die Umstellung der vertraglichen Grundlagen in den Pflegezusatzversicherungen von den bisherigen Pflegestufen auf die jetzigen Pflegegrade und den dazugehörenden neuen Begutachtungsrichtlinien aus Verbrauchersicht Sinn. Dadurch wird eine einheitlichere Begutachtung erreicht. 

			Die Kriterien der privaten Zusatzversicherung entsprechen dann den Kriterien der gesetzlichen Pflegeversicherung und eine Pflegebedürftigkeits-Begutachtung ist auch noch in vielen Jahren gut möglich.

			Die Änderungen führen in der Regel zu Beitragserhöhungen in den privaten Zusatzversicherungen. Erhöhungen des Beitrags stufen wir bei Steigerungen von etwa zehn Prozent als plausibel und nachvollziehbar ein. Zum Vergleich: Auch der Beitrag zur gesetzlichen Pflegepflichtversicherung steigt um knapp zehn Prozent. Allerdings haben Versicherungsgesellschaften teilweise deutlich höhere Prämiensteigerungen vorgenommen. In diesen Fällen ist es ratsam, die Versicherer aufzufordern, die Prämiensteigerung detailliert zu erläutern und darzulegen, wie hoch die Prämiensteigerung alleine aufgrund des Pflegestärkungsgesetzes II wäre. Mit diesen Informationen kann beurteilt werden, ob tatsächlich die gesetzlichen Änderungen der Hauptgrund für die Prämiensteigerungen sind oder ob andere Gründe viel bedeutsamer sind. 

			Versicherer versuchen auch, das Pflegestärkungsgesetz II zu nutzen, um in den Versicherungsbedingungen Leistungskürzungen vorzunehmen. Wir sehen solche Leistungskürzungen in den neuen Pflegegraden grundsätzlich sehr kritisch. Die Überleitungsregeln von Pflegestufen in Pflegegrade sind in § 140 SGB XI (11. Buch Sozialgesetzbuch) klar definiert. Auf dieser Basis erstaunt es sehr, wenn Versicherer beispielsweise 100 Prozent Tagegeld in der bisherigen Pflegestufe 3 in Tagegeldhöhen von 40 Prozent in Pflegegrad 4 und 100 Prozent in Pflegegrad 5 überleiten möchten. Damit verbunden ist eine deutliche Verschlechterung für die Versicherungsnehmer – das jedoch sollte nicht sein.

			Wir empfehlen in solchen Fällen, den Versicherern mitzuteilen, dass man als Versicherungsnehmer eine Umstellungsmöglichkeit auf Basis der Umstellungsregeln des § 140 SGB XI haben möchte – ohne erneute Gesundheitsprüfung. Da in diesem Fall der Versicherungsschutz umfassender ist als bisher, würde voraussichtlich auch die Prämie noch etwas ­steigen. Falls der Versicherer einen solchen Tarif anbietet, kann dann auf Basis der Versichererinformationen abgewogen werden, ob man diese zusätzlichen Erhöhungen tragen will oder nicht.

			Antrag Berufsunfähigkeitsversicherung: Vorsicht vor falschen Arztdiagnosen

			Wer eine Berufsunfähigkeitsversicherung abschließt, muss bei Antragstellung jede Menge Fragen zu seinem gesundheitlichen Zustand beantworten. Diese Fragen sollten nach bestem Wissen und Gewissen beantwortet werden. Sind die Angaben nicht korrekt, hat der Versicherer im Falle einer Berufsunfähigkeit einen Grund, nicht zu bezahlen. 

			Manchmal ist es aber gar nicht so einfach, die gestellten Fragen richtig zu beantworten. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn man in den letzten Jahren viele Arztbesuche bei verschiedenen Ärzten absolviert hat und die Diagnosen komplex waren. Da kann schon einiges in Vergessenheit geraten oder man kann Dinge verwechseln. Für das Ausfüllen des Antrages sollte man sich auf jeden Fall Zeit ­lassen – Eile ist hier kein guter Ratgeber. Besonders dann nicht, wenn der Versicherungsvermittler daneben sitzt und zum schnellen Ausfüllen drängt. Man sollte stets im Auge behalten, dass man mit der eigenen ­Unterschrift die Richtigkeit der Angaben bestätigt. Falls Aspekte bei den Fragestellungen unklar bleiben, ist es sinnvoll, sich vom Versicherungsvermittler oder Versicherer schriftlich konkretisierende Angaben geben zu lassen. 

			Gerade im Falle vieler Arztbesuche ist es empfehlenswert, die Angaben nicht nur auf Grundlage des eigenen Erinnerungsvermögens zu machen, sondern bei seinen Ärzten nachzufragen. Wann wurde der Arzt aufgesucht? Welches gesundheitliche Problem bestand? Und wie lautete die Diagnose? An Hand der ärztlichen Unterlagen kann dies alles nachvollzogen werden. Und wenn es zu einer Berufsunfähigkeit kommt, fragt der Versicherer sowieso beim Arzt nach, ob die Antragsfragen korrekt beantwortet wurden. Es ist also sinnvoll, mit offenen Karten spielen. 

			Allerdings hat dieser Ratschlag seit einiger Zeit einen fahlen Beigeschmack. Medienberichten zufolge wurde von Krankenkassenseite ­massiver Druck auf Ärzte ausgeübt, Diagnosen zu stellen, die nicht der Krankheit entsprachen. Es sollten demnach Patienten kränker eingestuft werden, als sie in Wirklichkeit waren. Solch ein Verhalten dürfte ­allgemein als illegal angesehen ­werden, Patienten bekommen davon jedoch regelmäßig nichts mit.

			In Bezug auf Berufsunfähigkeitsversicherungen kann diese Situation für Verbraucher jedoch brisant werden. Füllt der Verbraucher den Antrag zur Berufsunfähigkeitsversicherung selbst ohne Mithilfe der Ärzte vollkommen korrekt aus, kann es bei dieser Praxis vorkommen, dass der Arzt eine viel schlimmere Krankheit in seinen Unterlagen vermerkt hat – auch wenn die Krankheit an sich ­tatsächlich nicht so gravierend ist. Beantragt der Verbraucher dann eine Berufsunfähigkeitsrente und der Versicherer fragt beim Arzt nach, wird eine Abweichung zu den Gesundheitsangaben im Versicherungsantrag ersichtlich. Versicherer können hieraus eine Leistungsablehnung begründen. Für Verbraucher dürfte es dann sehr schwierig sein zu belegen, dass sie den Antrag richtig ausgefüllt haben, der Arzt aber die Diagnose absichtlich falsch gestellt hat. Damit ist – trotz unter Umständen jahre- und jahrzehntelanger Beitragszahlungen – die Berufsunfähigkeitsrente massiv gefährdet.

			Auch aus diesem Grund ist es empfehlenswert, vor Antragstellung die Gesundheitsfragen und -antworten mit den eigenen Ärzten zu besprechen. Sollte sich dabei zeigen, dass die Arztunterlagen erstaunliche Diagnosen beinhalten, besteht akuter Gesprächsbedarf zwischen Patient und Arzt. Sind die Diagnosen dagegen korrekt, ist es allemal hilfreich, wenn Ärzte auf dem Antragsformular für den Versicherer bestätigen, dass die Antworten des Antragstellers ­korrekt sind.

			Der Fall aus der Beratungspraxis

			Kostenlose Versicherungs-Testangebote müssen nicht ­gekündigt werden 

			Gleich mehrfach wurde ein Verbraucher von Anbietern angegangen: Zunächst erhielt er von einer Firma einen unerlaubten Werbeanruf für ein Zeitschriftenabo, bei dem ihm ein solches Abo „angedreht“ wurde. Dann erhielt er mit der Zustellung der Zeitschrift auch noch ein kostenloses Drei-Monats-Versicherungs-Testpaket als „Treuebonus“.

			Das Unternehmen F.A.S.I. Flight Ambulance Services International Agency GmbH teilte dem Verbraucher unaufgefordert mit, dass er über ein Urlaubsreisen-Versicherungspaket für drei Monate kostenlos versichert sei.

			Dieses kostenlose Versicherungspaket sollte jedoch in eine kostenpflichtige Versicherung mit einer Laufzeit von zwölf Monaten übergehen, sofern der ­Verbraucher nicht bis sechs Wochen vor Ablauf der kostenlosen Testphase mitgeteilt habe, dass er keine Verlängerung wünsche. Die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg sah in diesem Verhalten eine Irreführung von Verbrauchern und ging rechtlich dagegen vor. Durch Schweigen kommt kein Vertrag zustande. Es kann nicht sein, dass Verbraucher aktiv widersprechen sollen, obwohl sie ­niemals gefragt wurden, ob sie ­überhaupt an der kostenlosen Testphase teilnehmen möchten. Das Unternehmen meinte, auf unsere Abmahnung nicht reagieren zu müssen. So kam es zur Klage vor dem Landgericht Limburg a.d. Lahn (AZ: 5 O 30/16): Das Gericht sah in diesem Vorgehen ein unlauteres Verhalten der F.A.S.I. und untersagte diese Geschäftspraxis.

			Ein solches Anbieterverhalten ist nicht nur grob verbraucherunfreundlich, es kann für Verbraucher auch riskant sein, sich auf kostenlose Versicherungen zu verlassen. Denn dabei achtet man kaum auf die genauen Versicherungsbedingungen, so dass man im Fall der Fälle möglicherweise gar nicht umfassend versichert ist.

			Klartext Nahrungsergänzung: Das neue Internetangebot der Verbraucherzentralen

			Pillen für die schlanke Linie, Kapseln für starke Gelenke, Pulver für die Abwehrkräfte: Der Markt für Nahrungsergänzungsmittel wächst stetig, 2015 lag der Umsatz in Apotheken, Drogeriemärkten und Versandapotheken bei 1,1 Milliarden Euro. Die vielversprechenden Werbeaussagen auf den Produkten sorgen bei Verbrauchern für Verunsicherung und werfen Fragen auf: Wann ist eine Einnahme von Nahrungsergänzungsmitteln sinnvoll und in welcher Dosierung? Denn im Allgemeinen ist der Großteil der Deutschen ausreichend mit Nährstoffen versorgt. Und wie steht es um die Verlässlichkeit? Wird die Wirksamkeit  der oft teuren Produkte geprüft, und wer ist letztlich für ihre Sicherheit verantwortlich? 

			Wie die riesige Bandbreite an Produkten zu bewerten ist, darüber soll das neue Internetangebot der Verbraucherzentralen Klarheit bringen: 

			„Klartext Nahrungsergänzung“ heißt das neue, kompakte Internet­angebot der Verbraucherzentralen. Seit der Eröffnung zur Internationalen Grünen Woche 2017 finden Verbraucher hier eine Anlaufstelle für individuelle ­Fragen und Beschwerden. Per Mausklick werden kostenlose und verlässliche Informationen über den Nutzen und die Risiken von Nahrungsergänzungsmitteln angeboten und Produkt-Marktchecks veröffentlicht.

			Umfrage: Das halten Verbraucher von Nahrungsergänzungsmitteln

			Die Bedeutung der Thematik verdeutlicht eine von den Verbraucher­zentralen beauftragte forsa-Umfrage mit rund 1.000 Teilnehmern (September 2016):

			•	Jeder Dritte der Befragten hat in den letzten sechs ­Monaten eines oder mehrere Nahrungsergänzungs­mittel eingenommen.

			•	Gut die Hälfte aller Befragten und die große Mehrheit der Verwender von Nahrungsergänzungsmitteln glauben, dass die Produkte die Gesundheit fördern.

			•	Knapp die Hälfte aller Befragten ist der Meinung, dass Nahrungsergänzungsmittel vor dem Inverkehrbringen staatlich auf ihre Wirksamkeit und Sicherheit geprüft werden – obwohl das tatsächlich nicht der Fall ist. Hersteller müssen ihre Produkte lediglich anmelden. Die Wirksamkeit und Sicherheit muss nicht nachgewiesen werden, wie es beispielsweise bei Arzneimitteln der Fall ist.

			Marktcheck zu Magnesium­präparaten

			Auf der Internetseite „Klartext Nahrungsergänzung“ werden regelmäßig Produkt-Marktchecks veröffentlicht. Zum Start des Portals ­wurden 42 magnesiumhaltige ­Nahrungsergänzungsmittel überprüft. Das Ergebnis: 64 Prozent der untersuchten Produkte sind über­dosiert. Denn das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) empfiehlt, eine tägliche Aufnahme von maximal 250 Milligramm Magnesium aus Nahrungsergänzungsmitteln nicht zu überschreiten. 

			Im Durchschnitt beträgt der Magnesiumgehalt der überdosierten Produkte 423 Milligramm pro Tag, auf einem Nahrungsergänzungsmittel aus der ­Apotheke wird sogar eine tägliche Verzehrmenge von 1.163 Milligramm empfohlen. Nimmt man zu viel an Magnesium auf, können Magen-Darm ­Beschwerden wie Durchfall und Erbrechen die Folge sein. Empfindliche Menschen können bereits bei ­einer zusätzlichen Magnesiumzufuhr von täglich 300 Milligramm entsprechend reagieren. Viele der geprüften Produkte sind Kombipräparate und ent­halten ­neben Magnesium Vitamine und ­Mineralien – häufig in zu hohen ­Dosierungen oder ungünstigen Kombinationen. 

			Die Health Claims Verordnung regelt, mit welchen gesundheitsbezogenen Angaben ein Hersteller für seine Produkte werben darf. Der Marktcheck hat gezeigt, dass 40 Prozent der ­Werbeaussagen auf Produkten aus dem ­Internet nicht zugelassen und damit verboten sind.

			Forderungen der Verbraucher­zentralen

			Regelungen für Höchstmengen: Die Europäische Union (EU) muss klare Höchstmengen für zugesetzte Nährstoffe wie Vitamine, Mineralstoffe oder Pflanzenextrakte festlegen. Nur so können sich Verbraucher darauf verlassen, dass die Nahrungsergänzungsmittel nicht überdosiert und gesundheitlich unbedenklich sind.

			Positivliste für „sonstige“ Stoffe: Für Inhaltsstoffe wie Pflanzen­extrakte müssen Reinheitsanforderungen, Qualitätsstandards und zulässige Mengen festgelegt werden. 

			Hier bestehen Regelungslücken, die zügig auf EU-Ebene geschlossen werden müssen. Bis dahin muss es eine ­nationale Lösung geben:

			•	Zulassungsverfahren für Nahrungsergänzungsmittel: Eine behördliche Prüfung/Zulassung ­aller in Deutschland angemeldeten Nahrungsergänzungsmittel erforderlich, bevor diese zum ersten Mal verkauft oder an Verbraucher abgegeben werden. Dabei müssen die Produkte  hinsichtlich Wirksamkeit, ­Sicherheit und Richtig­keit der Werbeaussagen geprüft werden. 

			•	Öffentlich zugängliches Verzeichnis/­Datenbank zugelassener ­Nahrungsergänzungsmittel

			Ein solches Verzeichnis im Internet würde es Verbrauchern erleichtern, geprüfte und ­zugelassene Nahrungsergänzungsmittel zu erkennen. ­Damit könnte den Gefahren des Internet- und Versandhandels mit nicht verkehrsfähigen, gesundheitsschädlichen Nahrungsergänzungsmitteln begegnet werden.

			•	Einrichtung einer Meldestelle für unerwartete (Neben-)Wirkungen von Nahrungsergänzungsmitteln.

			Diese Meldestelle (vergleichbar der Meldestelle für Arzneimittelnebenwirkungen beim Bundes­institut für Arzneimittel und ­Medizinprodukte) muss auch für Verbraucher erreichbar sein.

			Das Internetangebot www.klartext-nahrungsergaenzung.de wird im Rahmen einer Gemeinschaftsaktion der Verbraucherzentralen durch das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft gefördert. 

			Aktuelle Verbraucherfragen

			Wie beurteilen Sie die Wirksamkeit von Glucosamin bei ­Arthrose? 

			Antwort | Glucosamin ist ein Aminozucker, der im menschlichen Körper natürlich vorkommt. Er ist Bestandteil des Bindegewebes, des Knorpels und der Gelenkflüssigkeit. In der Werbung für glucosaminhaltige Nahrungsergänzungsmittel wird deshalb häufig behauptet, dass die Produkte den Knorpelaufbau ­fördern können. Dabei ist fraglich, wie und ob das eingenommene ­Glucosamin den Gelenk­knorpel tatsächlich erreicht.

			So gibt es nach aktuellem wissenschaftlichem Stand keine nachgewiesene Wirkung von Glucosamin bei Arthrose. Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat daher gesundheitsbezogene Werbeaussagen für Glucosamin (zum Beispiel Glucosamin für gesunde Knochen und Gelenke) wegen fehlender Wirksamkeit verboten.

			Haben Sie Erfahrungen mit ­Vitamin D-Produkten der Firma ­ViaBiona?

			Antwort | Zur Firma ViaBiona liegen uns keine Informationen aus Testergebnissen vor. Daher können wir zur Qualität der Produkte keine Aussage machen. Wir geben zu bedenken, dass die Firma im Ausland ­(Niederlande) sitzt. Bei unserem Besuch auf der Homepage war im Impressum bei der ­Adresse lediglich ein Postfach angegeben. Gibt es Probleme bei der Bestellung, haben Sie möglicherweise Schwierigkeiten, Ihre Käuferrechte ­geltend zu machen.

			Die Expertenkommission des Bundesamtes für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) sowie des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) hat in einer Stellungnahme festgestellt, dass ­Produkte, die maximal 20 µg (800 I.E.) Vitamin D zur Deckung des täglichen Bedarfs enthalten, als Nahrungsergänzungsmittel eingestuft werden können. Höher dosierte Produkte sind also als Arzneimittel zu bewerten und entsprechend zu kennzeichnen. 

			Eine Vitamin D Tablette von ViaBiona enthält 1.000 I.E. (25 µg). ­Somit würden Sie bei einer täglichen Einnahme des Präparates mehr Vitamin D aufnehmen, als empfohlen. Ob eine ergänzende Aufnahme von Vitamin D notwendig ist, sollten Sie deshalb zuvor durch entsprechende Blutuntersuchungen bei Ihrem Arzt prüfen lassen.

			Photovoltaik oder Solarthermie: Welches System passt zu meinem Haus?

			Nahezu 2.000 Sonnenstunden im Süden Deutschlands sprechen für Solartechnik. Da liegt der Gedanke nahe, ­diese frei verfügbare Energie auch zu Hause zu nutzen. Wer sein Hausdach zur Energieerzeugung nutzen möchte, steht jedoch bald vor der Frage: Photovoltaik oder Solarthermie – welches System passt besser zu meinen Haus und meinen Lebensgewohnheiten? 

			Was ist der Unterschied zwischen Photovoltaik und Solarthermie?

			Photovoltaikanlagen verwandeln Sonnenlicht in Strom. Dieser wird dann meist zur Deckung des Eigen­bedarfs eingesetzt und der restliche Strom in das öffentliche Stromnetz eingespeist. Hierfür erhält der Besitzer die sogenannte Einspeisevergütung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz. Solarthermianlagen gewinnen aus dem Sonnenlicht Wärme. Diese Wärme wird in Rohrleitungen zum Pufferspeicher der Heizung geleitet und erwärmt dort umweltfreundlich das Heizwasser und im Idealfall auch noch das Brauchwasser.

			Was sagt der Gesetzgeber?

			Das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) schreibt vor, dass in Neubauten ein Teil der benötigten Wärme aus erneuerbaren Energien erzeugt werden muss. Solaranlagen sind aber nicht gesetzlich vorgeschrieben. Sie stellen eine von mehreren Optionen dar, um die Wärmeversorgung anteilig mit erneuerbaren Energien zu decken. Bauherren können diese Pflicht erfüllen, indem sie mindestens 15 Prozent des Wärmebedarfs ihres neu errichteten Gebäudes durch Sonnenenergie decken. Für Solarthermieanlagen erlaubt das Gesetz für Wohngebäude eine vereinfachte Herangehensweise: Der Sonnenkollektor muss mindestens 0,04 Quadratmeter pro Quadratmeter Wohnfläche, also beheizter Nutzfläche, groß sein. Hat ein Haus eine Wohnfläche von 120 Quadratmetern, so muss die Solarthermieanlage also mindestens 4,8 Quadratmeter groß sein. In Baden-Württemberg gibt es ein entsprechendes Gesetz auch für Altbauten, bei denen die Heizung ­erneuert wird – das Erneuerbare-Wärme-Gesetz (EWärmeG). Auch dessen Anforderungen lassen sich mit einer Solaranlage erfüllen. 

			Welches System lohnt sich aus ­finanzieller Sicht?

			Photovoltaikanlagen rechnen sich oftmals etwas schneller als Solarthermieanlagen, weil der überschüssige Strom ins Netz eingespeist ­werden kann und der Besitzer dafür Geld als Einspeisevergütung erhält. Für eine Anlage mit einer Leistung bis 10 Kilowatt beträgt die Einspeisevergütung seit 1. Januar 2017 12,3 Cent je Kilowattstunde (kWh). Da diese Vergütung mittlerweile geringer ist als die mit dem Eigenverbrauch eingesparten Stromkosten, ist eine Photovoltaikanlage umso rentabler, desto mehr Strom selbst verbraucht werden kann. Andererseits wird die Installation einer Solarthermianlage besser gefördert, allein durch das Marktanreizprogramm für erneuerbare Energien des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) mit bis zu 3.500 Euro. In einigen ­Bundesländern gibt es zusätzlich noch Landesmittel. Auch müssen die eingesparten Heizkosten bei ­einer Solar­thermieanlage berücksichtigt werden. Grundsätzlich kann man daher sagen, dass sich eine ­Solarthermieanlage eher dann lohnt, wenn diese mit einer ansonsten „teuren“ Heizung wie zum Beispiel einer Gas- oder Ölheizung ­kombiniert wird. Letztlich muss die Wirtschaftlichkeit bei beiden Systemen aber immer im Einzelfall berechnet werden.

			Für wen sind Solaranlagen ­besonders interessant?

			Voraussetzung für beide Systeme sind geeignete ­Dachflächen: ausreichend groß, möglichst wenig verschattet und nach Süden, eventuell auch Osten oder Westen, ausgerichtet. Eine Photovoltaikanlage kommt in Frage, wenn ein möglichst großer Teil des erzeugten Stroms selbst verbraucht wird, da die eingesparten Kosten je kWh deutlich über der Einspeisevergütung liegen. Das ist vor allem bei einem jährlichen Strombedarf ab etwa 2.500 kWh der Fall. ­Solarthermie ist für Haushalte ab etwa drei bis vier Personen geeignet – in kleineren Haushalten ist der Warmwasserverbrauch häufig zu gering. Die Anlage ist vor allem dann sinnvoll, wenn sie einen erheblichen Teil des Warmwasserbedarfs ­decken kann. In jedem Fall muss die Größe der Anlage am Wärmebedarf orientiert sein – Pauschalangebote ohne Berücksichtigung des Wärmebedarfs sind nicht empfehlenswert.

			Sind Ihnen Umweltfreundlichkeit und Unabhängigkeit wichtiger?

			Neben der reinen Wirtschaftlichkeitsbetrachtung spielen vielfach auch Gründe wie die gewünschte Umweltfreundlichkeit und Unabhängigkeit der eigenen Energieversorgung eine wichtige Rolle. Beide Systeme schneiden im direkten Vergleich ähnlich gut ab, sie nutzen umweltfreundliche Sonnenenergie und ersetzen damit fossil erzeugte Energie und reduzieren so die CO2-Emissionen. Ähnlich verhält es sich mit dem Kriterium der Unabhängigkeit. Mit beiden Systemen kann je nach Größe der vorhandenen Dachfläche ein mehr oder ­weniger bedeutender Anteil des Strom- bzw. Wärmebedarfs gedeckt werden.

			Was sollten Hausbesitzer bei einer Solaranlage unbedingt berücksichtigen?

			Wer sich für eine Photovoltaik- oder Solarthermieanlage interessiert, sollte sich vor der Entscheidung fachkundig und unabhängig beraten lassen. Denn eine schlecht geplante oder falsch installierte Solaranlage amortisiert sich langsamer oder spart im schlimmsten Fall dauerhaft kein Geld ein. Dachsituation, Energiebedarf und Fördermöglichkeiten sollten von einem neutralen Experten geprüft werden. Bei der Energieberatung der Verbraucherzentrale helfen Ihnen gerne unabhängige Energieberater bei weiteren Fragen zur Solarenergie.

			Vertrauen ist gut, Solarwärme-Check ist besser!

			Eigentlich gut für Verbraucher und Klima: Ohne ­teuren Brennstoff und ohne schädliche Emissionen liefert eine solarthermische Anlage Wärme. Allerdings ­sparen die Anlagen im Echtbetrieb häufig viel ­weniger ein als erhofft. Der Besitzer der Anlage merkt davon erst ­einmal nichts – mit dem Solarwärme-Check der Energieberatung der Verbraucherzentrale können Verbraucher nun ihre bestehenden ­Solarthermieanlagen überprüfen lassen:

			•	Der Solarwärme-Check verschafft Betreibern von Solarwärmeanlagen Klarheit über die tatsächliche Leistungsfähigkeit und Effizienz ihrer Anlage – im Unterschied zu den Werten in Prospekten und unter Testbedingungen. 

			•	Der Solarwärme-Check bewertet, ob alle Bestandteile der Solar­thermieanlage gut zueinander passen, fachgerecht montiert sind und reibungslos zusammenarbeiten.

			•	Der Solarwärme-Check gibt Betreibern Anregungen für die ­Behebung von Mängeln und passgenaue Empfehlungen, wie sich die Solarthemieanlage ­optimieren lässt.

			Der Solarwärme-Check ist ein Angebot für alle privaten Verbraucher, die eine solarthermische Anlage zur Warmwasserbereitung mit oder ohne Heizungsunterstützung besitzen. Termine können unter der ­kostenlosen Nummer 0800 – 809 802 400 gebucht werden. 

			Die Kostenbeteiligung beträgt 40 Euro und ist für einkommens­schwache Haushalte mit entsprechendem Nachweis kostenfrei.

			Inkassokosten oft zu hoch

			Wie schon in den Vorjahren haben die Verbraucherzentralen auch im letzten Jahr bundesweit wieder ­Schreiben der Inkassounternehmen unter die Lupe genommen, über 1.100 dieser Schreiben erfasst und bis Ende 2016 ausgewertet. Diesmal im Visier war die Höhe der Inkassokosten, die die Dienstleister den ­Betroffenen in Rechnung gestellt ­haben. Das Ergebnis: In 66 Prozent der Fälle wurde eine unverhältnis­mäßige Gebühr verlangt.

			Was steckt dahinter?

			Viele Verbraucher kennen die Schreiben der Inkassounternehmen, die ­ihnen meist unvermittelt ins Haus flattern. Dabei kann es sein, dass sie eine Zahlung vergessen haben, diese bestreiten oder aber dass gar keine Forderung existiert. Deshalb heißt es bei Erhalt eines solchen Briefes: ­Werden Sie aktiv und stecken Sie nicht den Kopf in den Sand. Setzen Sie sich mit dem Schreiben auseinandersetzen und reagieren Sie.

			Wie erkennen Sie eine berechtigte Forderung?

			Nach wie vor gibt es unseriöse Unternehmen, die Forderungen mitsamt Inkassokosten in Rechnung stellen, obwohl gar keine Forderung besteht. Am besten kontrolliert man deshalb nach Eingang einer solchen Rechnung seine Unterlagen genau. 

			Inkassokosten dürfen nur verlangt werden, wenn zwei Vor­aussetzungen gegeben sind: Es muss eine berechtigte Hauptforderung bestehen und Sie müssen sich mit der Bezahlung dieser Forderung im Verzug befinden.

			Inkasso­unternehmen müssen in den Schreiben angeben, für wen sie die Rechnung stellen beziehungsweise wer ihnen die Forderung abgetreten hat. Hier können Sie dann erkennen, ob Sie mit dem genannten Unternehmen überhaupt einen Vertrag abgeschlossen haben oder eine Bestellung getätigt haben, auf die sich die Rechnung stützt. Im Zweifel formulieren Sie ein Schreiben an das Unternehmen und bitten um schriftliche Stellungnahme, damit Sie die Forderung nachvollziehen können. Schriftverkehr sollte aus Beweisgründen per „Einwurfeinschreiben“ geführt werden. Abzocke ist es, wenn ein angeblicher Vertragspartner fälschlicherweise behauptet, eine Forderung gegen Sie zu haben.,

			Haben Sie pünktlich bezahlt?

			Sofern die Forderung an sich berechtigt ist, kommt als zweite Voraussetzung für ein Inkassoverfahren hinzu, dass Sie mit der Zahlung dieser ­Forderung in Verzug sein müssen, das heißt, dass Sie nicht pünktlich bezahlt haben. Hierbei kommen Sie auch ohne Mahnung in Verzug, wenn beispielsweise eine sofortige Zahlung im Vertrag vereinbart war. Dies können Sie oftmals in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen nachlesen. Dann muss ein Unternehmen keine Mahnung schicken. Sie sind dann in Verzug, sofern keine Zahlung erfolgt. Wenn Sie eine Rechnung samt Zahlungsaufforderung ­erhalten haben, ohne vorab ein ­festes Zahlungsziel vereinbart zu ­haben, kommen Sie erst nach Erhalt einer Mahnung in Verzug.

			Wie hoch dürfen Inkassokosten sein?

			Ein weiteres Problem ist oft die Höhe der Inkassokosten, die zusätzlich in Rechnung gestellt werden. Die Auswertung der Verbraucherzentralen hat ergeben, dass Inkassodienstleister häufig eine unverhältnismäßig hohe Summe in Rechnung stellen. 

			Bislang dürfen Inkassodienstleister ihre Gebühren in Anlehnung an die Vergütung von Rechtsanwälten berechnen. Zum Vergleich: Anwälte dürfen für eine einfache Tätigkeit wie beispielsweise das Verfassen eines Briefes mit Aufstellung der Forderung und aller bereits entstandenen Kosten üblicherweise einen sogenannten Gebührensatz von 0,3 ansetzen. Für schwieriger gelagerte Fälle darf 1,3 angesetzt werden.

			Obwohl Inkassoschreiben in den meisten Fällen standardisiert sind und lediglich aus den immer gleichen Textbausteinen bestehen, verlangen laut Ergebnis der Untersuchung die Unternehmen weitaus höhere Gebühren von rund 1,1 bis 1,3. So können beispielsweise bei einer Forderung in Höhe von 500 Euro ­Inkassokosten mit Auslagen und Mehrwertsteuer statt 19,28 Euro (0,3-Gebühr) oder 32,13 (0,5-Gebühr) schnell 77,11 Euro (1,2-Gebühr) betragen.

			Dürfen Extra-Gebühren in Rechnung gestellt werden?

			Einige Inkassodienstleister verlangen außerdem Fantasiegebühren und Aufschläge, wie beispielsweise eine „Reaktivierungsgebühr“ oder eine „Vernunftsappellgebühr“. Wenn solche Bezeichnungen auftauchen, deren Hintergrund unklar ist, sollten Sie den Vorgang genau anschauen und diese Punkte dem Unternehmen gegenüber schriftlich in Frage stellen. 

			Auch die auf der Rechnung aufgelisteten Kosten für einen Anwalt zusätzlich zu den Inkassokosten sollten Sie stutzig machen. Gläubiger sind verpflichtet, Verfahrenskosten möglichst gering zu halten. Daher könnte eine Doppelbeauftragung bereits beim ersten Anschreiben gegen diese Pflicht verstoßen. Dann sind diese zusätzlichen Gebühren auch nicht zu tragen.

			In einigen Fällen haben Verbraucher gebührenpflichtige ­Ratenzahlungsvereinbarungen angeboten bekommen. ­Diese Angebote sind oft teuer und an ein Schuldanerkenntnis gekoppelt. Wir raten von einer Unterzeichnung eines ­solchen Angebotes in der Regel ab. Dies ist aber im Einzelfall zu prüfen.

			Aufgrund der Vielfalt der auftretenden Themen in diesem Zusammenhang, fordern wir eine klare Regulierung der Gebühren, die ein Inkassounternehmen stellen darf.

			Sollten Sie Unterlagen erhalten, ­deren Ursprung oder Kosten­höhe ­unklar ist, fragen Sie im Zweifel bei der Verbraucherzentrale nach.

			Reisen mit der Bahn – Welche Rechte hat der Reisende bei Verspätung?

			Ferienzeit ist Reisezeit – doch wie ist die Rechtslage, wenn die ersehnte Freizeit auf der Schiene verbracht wird oder der Zug nicht pünktlich ankommt?

			Die rechtliche Grundlage dafür liefert eine EU-Verordnung. In der EU-Fahrgastverordnung (VO(EG) Nr. 1371/2007) sind die Rechte festgelegt, die man als Fahrgast gegenüber dem Bahnunternehmen hat und welche Entschädigung man für die Verspätung verlangen kann. 

			Welche Rechte hat der Fahrgast bei mehr als 60 Minuten Verspätung?

			Kommt es zu einer Verspätung von mehr als 60 Minuten, muss das Bahnunternehmen seinen Fahrgästen kostenlose Erfrischungen und Mahlzeiten im angemessenen Verhältnis zur Wartezeit anbieten. Die Umsetzung dieser Maßnahme hängt jedoch davon ab, ob diese im Zug oder im Bahnhof überhaupt verfügbar oder lieferbar sind. 

			Bei einer Ankunft am Zielort mit mehr als voraussichtlich 60 Minuten Verspätung sind folgende Konstellationen zu unterscheiden:

			Der Fahrgast möchte trotz der bestehenden Situation die Fahrt fortsetzen: Möchte der Fahrgast trotz dieser Verspätungssituation seine Fahrt fortsetzen, kann er eine Fahrpreisentschädigung verlangen. Das Bahnunternehmen muss ihm dann bei ­dieser Verspätungsdauer ein Viertel des Fahrpreises erstatten. 

			Der Fahrgast kann verlangen, dass bei nächster Gelegenheit oder zu ­einem späteren Zeitpunkt die Fahrt zum Zielort mit einer geänderten Streckenführung unter vergleichbaren Beförderungsbedingungen fortgesetzt wird.

			Der Fahrgast möchte aufgrund der Verspätungssituation die Fahrt nicht fortsetzen:

			Macht es für den Fahrgast bei dieser voraussichtlichen Verspätung gar keinen Sinn mehr, die Fahr fortzusetzen, kann er die Zugfahrt abbrechen und eine Erstattung des Fahrpreises für den noch verbleibenden Teil der Fahrtstrecke verlangen. Er kann auch für die bereits zurückgelegte Zugfahrt sein Geld zurückfordern und eine Rückfahrt an den Abfahrtsort einfordern. 

			Welche Rechte hat der Fahrgast bei einer Verspätung von 120 Minuten?

			Setzt der Fahrgast seine Zugfahrt fort und kommt mit einer Verspätung von 120 Minuten am Zielort an, kann er eine Fahrpreisentschädigung in Höhe der Hälfte des Fahrpreises verlangen.

			Muss das Bahnunternehmen die Entschädigung immer bezahlen?

			Oftmals kann sich ein Beförderungsunternehmen gerade bei schlechtem Wetter, Naturkatastrophen oder ­unvermeidbarem Verhalten Dritter (zum Beispiel Suizid) auf den Begriff „höhere Gewalt“ berufen und ist damit von einer Entschädigungszahlung befreit. 

			Bahngesellschaften können sich jedoch darauf nicht mehr berufen. Der Europäische Gerichtshof hat im Jahre 2013 (AZ: C-509/11) entschieden, dass im Eisenbahnverkehr nach Auslegung der hier zugrundeliegenden EU-Verordnung sich das Unternehmen nicht mehr auf schlechte Witterungsverhältnisse berufen kann mit der Folge, dem Fahrgast keine Entschädigung bezahlen zu müssen. Das Bahnunternehmen muss damit also auch bei Verspätungen, die aufgrund schlechten Wetters eingetreten sind, dem Fahrgast je nach Dauer der Verspätung eine entsprechende Entschädigung bezahlen.

			Schnellere Termine für den Facharzt

			Patienten sollen maximal vier Wochen auf einen Facharzttermin ­warten müssen – das stellt seit gut einem Jahr das Versorgungsstärkungsgesetz sicher. Für die Terminvergabe sind die Kassenärztlichen Vereinigungen, KV, der Länder zuständig. Jetzt nach einem Jahr dieser Praxis wird behauptet, dass dieser Service überflüssig und zu teuer sei.

			Doch ist diese Möglichkeit, über die Terminservicestelle mit akzeptabler Wartezeit einen Termin beim Facharzt zu bekommen, den Patienten überhaupt bekannt? Die von der KV Baden-Württemberg veröffentlichten Zahlen sprechen dagegen. 14.500 Patienten sollen diesen Service im ersten Jahr wahrgenommen haben, dabei sollen knapp 5.500 Termine vermittelt worden sein. Die Gesamtzahl der Facharztbehandlungen in Baden-Württemberg soll 35 Millionen jährlich betragen. Daraus wird teiweise abgeleitet, dass die Terminservicestellen in keinem sinnvollen Verhältnis zur Zahl der vermittelten Termine stehen würden.

			Ärzte hatten sich von Anfang an gegen diese gesetzliche Vorgabe gestemmt – offensichtlich halten sie monatelange Wartezeiten auf einen Termin beim Kardiologen, Neurologen, Hautarzt oder Orthopäden für normal. Oder grenzt diese Handhabung an eine Einschränkung des freien Facharztzugangs, der in unserem Gesundheitssystem ein hohes Gut für die Patienten ist?

			Ein Drittel der Anrufer der Terminservicestelle, also etwa 5.000 ­Patienten, wollten allgemeine Informationen erhalten – ein Hinweis darauf, dass bezüglich der Terminservicestelle noch Informationsbedarf besteht. Ein weiteres Drittel hatte keine Überweisung mit dem notwendigen Dringlichkeitsvermerk. Das heißt, dass Patienten für sich zwar eine Dringlichkeit sehen, der Arzt die Möglichkeit, die Terminservicestelle zu nutzen, aber wohl nicht erwähnte. Hier bestünde Handlungsbedarf. Das letzte Drittel der Anrufer verfügte über eine codierte (mit Dringlichkeitsvermerk versehene) Überweisung und erhielt daraufhin einen ­Termin.

			Für den Patienten ist der Prozess, zeitnah einen Facharzttermin zu erhalten, mit Hürden belegt:

			•	Termin beim Hausarzt oder ­Facharzt

			•	Erhalt einer Überweisung zum Facharzt

			•	Anrufe bei Fachärzten, um einen Termin zu erhalten

			•	Wenn der Termin nicht innerhalb eines Monats liegt, zurück zum Arzt, der die Überweisung ausstellte

			•	Codierung der Überweisung

			•	Anruf bei der Terminservicestelle

			•	Erhalt eines Facharzttermins ­innerhalb von vier Wochen

			Auf der Internetseite der KV Baden-Württemberg ist die Termin­servicestelle nicht an prominenter Stelle zu finden. Zuerst muss „Patiententelefon Medcall“ angeklickt werden, bevor man dann zum „Terminservice“ findet. Die Telefon­nummer ist nicht eingängig. Und das Patientenmerkblatt spricht davon, dass man sich an die Terminservicestelle wenden kann, wenn „Ihnen selbst keine ­Terminvereinbarung beim Facharzt möglich war“. Das ist missverständlich. Ein selbst vereinbarter Facharzttermin, der in weiter Zukunft liegt, wäre ja schon ein Hindernis, den ­Terminservice in Anspruch zu nehmen.

			Die Empfehlung an die Patienten ­lautet: Sprechen Sie, wenn der Facharzttermin in weiter Ferne liegt und es sich nicht nur um Routineuntersuchungen oder Bagatellbeschwerden handelt, Ihren Hausarzt an bezüglich einer Vermittlung durch die Terminservicestelle.

			Antrag Berufsunfähigkeitsversicherung: 

			Vorsicht vor falschen Arztdiagnosen

			Wer eine Berufsunfähigkeitsversicherung abschließt, muss bei Antragstellung jede Menge Fragen zu seinem gesundheitlichen Zustand beantworten. Diese Fragen sollten nach bestem Wissen und Gewissen beantwortet werden. Sind die Angaben nicht korrekt, hat der Versicherer im Falle einer Berufsunfähigkeit einen Grund, nicht zu bezahlen. 

			Manchmal ist es aber gar nicht so einfach, die gestellten Fragen richtig zu beantworten. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn man in den letzten Jahren viele Arztbesuche bei verschiedenen Ärzten absolviert hat und die Diagnosen komplex waren. Da kann schon einiges in Vergessenheit geraten oder man kann Dinge verwechseln. Für das Ausfüllen des Antrages sollte man sich auf jeden Fall Zeit ­lassen – Eile ist hier kein guter Ratgeber. Besonders dann nicht, wenn der Versicherungsvermittler daneben sitzt und zum schnellen Ausfüllen drängt. Man sollte stets im Auge behalten, dass man mit der eigenen ­Unterschrift die Richtigkeit der Angaben bestätigt. Falls Aspekte bei den Fragestellungen unklar bleiben, ist es sinnvoll, sich vom Versicherungsvermittler oder Versicherer schriftlich konkretisierende Angaben geben zu lassen. 

			Gerade im Falle vieler Arztbesuche ist es empfehlenswert, die Angaben nicht nur auf Grundlage des eigenen Erinnerungsvermögens zu machen, sondern bei seinen Ärzten nachzufragen. Wann wurde der Arzt aufgesucht? Welches gesundheitliche Problem bestand? Und wie lautete die Diagnose? An Hand der ärztlichen Unterlagen kann dies alles nachvollzogen werden. Und wenn es zu einer Berufsunfähigkeit kommt, fragt der Versicherer sowieso beim Arzt nach, ob die Antragsfragen korrekt beantwortet wurden. Es ist also sinnvoll, mit offenen Karten spielen. 

			Allerdings hat dieser Ratschlag seit einiger Zeit einen fahlen Beigeschmack. Medienberichten zufolge wurde von Krankenkassenseite ­massiver Druck auf Ärzte ausgeübt, Diagnosen zu stellen, die nicht der Krankheit entsprachen. Es sollten demnach Patienten kränker eingestuft werden, als sie in Wirklichkeit waren. Solch ein Verhalten dürfte ­allgemein als illegal angesehen ­werden, Patienten bekommen davon jedoch regelmäßig nichts mit.

			In Bezug auf Berufsunfähigkeitsversicherungen kann diese Situation für Verbraucher jedoch brisant werden. Füllt der Verbraucher den Antrag zur Berufsunfähigkeitsversicherung selbst ohne Mithilfe der Ärzte vollkommen korrekt aus, kann es bei dieser Praxis vorkommen, dass der Arzt eine viel schlimmere Krankheit in seinen Unterlagen vermerkt hat – auch wenn die Krankheit an sich ­tatsächlich nicht so gravierend ist. Beantragt der Verbraucher dann eine Berufsunfähigkeitsrente und der Versicherer fragt beim Arzt nach, wird eine Abweichung zu den Gesundheitsangaben im Versicherungsantrag ersichtlich. Versicherer können hieraus eine Leistungsablehnung begründen. Für Verbraucher dürfte es dann sehr schwierig sein zu belegen, dass sie den Antrag richtig ausgefüllt haben, der Arzt aber die Diagnose absichtlich falsch gestellt hat. Damit ist – trotz unter Umständen jahre- und jahrzehntelanger Beitragszahlungen – die Berufsunfähigkeitsrente massiv gefährdet.

			Auch aus diesem Grund ist es empfehlenswert, vor Antragstellung die Gesundheitsfragen und -antworten mit den eigenen Ärzten zu besprechen. Sollte sich dabei zeigen, dass die Arztunterlagen erstaunliche Diagnosen beinhalten, besteht akuter Gesprächsbedarf zwischen Patient und Arzt. Sind die Diagnosen dagegen korrekt, ist es allemal hilfreich, wenn Ärzte auf dem Antragsformular für den Versicherer bestätigen, dass die Antworten des Antragstellers ­korrekt sind.

			Der Fall aus der Beratungspraxis

			Kostenlose Versicherungs-Testangebote müssen nicht ­gekündigt werden 

			Gleich mehrfach wurde ein Verbraucher von Anbietern angegangen: Zunächst erhielt er von einer Firma einen unerlaubten Werbeanruf für ein Zeitschriftenabo, bei dem ihm ein solches Abo „angedreht“ wurde. Dann erhielt er mit der Zustellung der Zeitschrift auch noch ein kostenloses Drei-Monats-Versicherungs-Testpaket als „Treuebonus“.

			Das Unternehmen F.A.S.I. Flight Ambulance Services International Agency GmbH teilte dem Verbraucher unaufgefordert mit, dass er über ein Urlaubsreisen-Versicherungspaket für drei Monate kostenlos versichert sei.

			Dieses kostenlose Versicherungspaket sollte jedoch in eine kostenpflichtige Versicherung mit einer Laufzeit von zwölf Monaten übergehen, sofern der Verbraucher nicht bis sechs Wochen vor Ablauf der ­kostenlosen Testphase mitgeteilt habe, dass er keine Verlängerung wünsche. Die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg sah in diesem Verhalten eine Irreführung von Verbrauchern und ging rechtlich dagegen vor. Durch Schweigen kommt kein Vertrag zustande. Es kann nicht sein, dass Verbraucher aktiv widersprechen sollen, obwohl sie ­niemals gefragt wurden, ob sie ­überhaupt an der kostenlosen Testphase teilnehmen möchten. Das Unternehmen meinte, auf unsere Abmahnung nicht reagieren zu müssen. So kam es zur Klage vor dem Landgericht Limburg a.d. Lahn (AZ: 5 O 30/16): Das Gericht sah in diesem Vorgehen ein unlauteres Verhalten der F.A.S.I. und untersagte diese Geschäftspraxis.

			Ein solches Anbieterverhalten ist nicht nur grob verbraucherunfreundlich, es kann für Verbraucher auch riskant sein, sich auf kostenlose Versicherungen zu verlassen. Denn dabei achtet man kaum auf die genauen Versicherungsbedingungen, so dass man im Fall der Fälle möglicherweise gar nicht umfassend versichert ist.
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